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Zentralbehörden. 
732. Zur Ausführung des Geſetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb vom 7. Juni 1909 (RGBl. 
S. 499) wird folgendes beſtimmt: 

Unter der Bezeichnung „höhere Verwaltungsbe⸗ 
hörde“ im Sinne des § 29 iſt für den Landes⸗ 
polizeibezirk Berlin der Polizeipräſident und im 
übrigen der Regierungspräſident zu verſtehen. 

Berlin, den 27. Auguſt 1909. 

Der Miniſter des Innern. 
J. V.: v. Kitzing. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
A.: Dr. Neuhaus. 
753. Es wird zur öffentlichen Kenntnis gebracht, 
daß der Bundesrat Ausführungsbeſtimmungen zu 
dem am 1. Oktober 4909 in Kraft tretenden Leucht⸗ 
mittelſteuergeſeze vom 15. Juli 1909 und eine 
Leuchtmittel⸗Nachſteuer⸗Ordnung erlaſſen hat. Dieſe 
Vorſchriften ſind im Zentralblatte für das Deutſche 
Reich, Nr. 52 des laufenden Jahrganges, abgedruckt. 
Berlin, den 8. September 1909. 
Der Finanzminiſter. 
754. Es wird zur öffentlichen Kenntnis gebracht, 
daß der Bundesrat Ausführungsbeſtimmungen zu 
dem am 1. Oktober 1909 in Kraft tretenden Zünd⸗ 
warenſteuergeſetze vom 15. Juli 1909 und eine 
Zündwaren⸗Nachſteuer⸗Ordnung erlaſſen hat. Dieſe 
Vorſchriften ſind im Zentralblatte für das Deutſche 
Reich, Nr. 53 des laufenden Jahrganges, abgedruckt. 
Berlin, den 8. September 1909. 
Der Finanzminiſter. 
755. Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntnis 
gebracht, daß der Bundesrat zur Ausführung des 
Branntweinſteuergeſetzes vom 15. Juli 1909 
in der Sitzung vom 30. Auguſt d. Js. 
1. neu gefaßte Branntweinſteuer-Grundbeſtim⸗ 
mungen, ö 


2. eine Ausführungsanweiſung für die Feſtſetzung 
des Durchſchnittsbrandes (88 61 ff. des Brannt⸗ 
weinſteuergeſetzes), 

eine Branntwein⸗Nachſteuer⸗Ordnung; 
in der Sitzung vom 31. Auguſt d. Is. 

. eine neu gefaßte Brennereiordnung, 

eine neu gefaßte Branntweinſteuer⸗Befreiungs⸗ 
ordnung, 

Aenderungen und Ergänzungen der Branntwein⸗ 
Begleitſcheinordnung, der Branntwein⸗Lager⸗ 
ordnung, der Branntwein⸗Reinigungsordnung 
und der Alkoholermittelungsordnung, 

7. eine Eſfigſäure⸗Ordnung, 
8. eine Eſſigſäure⸗Nachſteuer⸗Ordnung 

mit der Maßgabe beſchloſſen hat, daß ſie mit dem 

1. Oktober 1909 in Kraft treten. Die Beſtimmungen 

ſind im Zentralblatte für das Deutſche Reich ver⸗ 

öffentlicht worden. Sie können von den Gewerbe⸗ 
treibenden und den ſonſt beteiligten Perſonen bei 
den Zollſtellen eingeſehen werden. 
Berlin, den 10. September 1909. 
Der Finanzminiſter. 
Regierungspräſident. 
(Regierung.) 

756. Auf Grund des § 11 der Polizeiveror dnung 

betreffend die Einrichtung und den Betrieb von 

Bierdruckvorrichtungen vom 6. Auguſt 1909 (Re⸗ 

gierungsamtsblatt S. 212) habe ich die Ingenieure 

des Märkiſchen Vereins zur Prüfung und Ueber⸗ 
wachung von Dampfkeſſeln zu Frankfurt a. O. als 

Sachverſtändige zur Vornahme der erſtmaligen 

Prüfungen von Kohlenſäurezwiſchenbehältern und zur 

Ausſtellung von Beſcheinigungen über dieſe Prü⸗ 

fungen beſtellt. 

Anträge auf Vornahme von Prüfungen ſind an 


S > 8% 


den Märkiſchen Verein zu richten. 
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Die Herren Landräte und Polizeiverwalter 
der Stadtkreiſe erſuche ich, dies in genügender 
Weile zur Kenntnis der Beſitzer von Bierdruck⸗ 
vorrichtungen zu bringen und ferner die erforderlichen 
Anordnungen zur Durchführung der Polizeiverordnung 
zu treffen. 

Frankfurt a. O., den 19. September 1909. 

(I Bg. 4723.) Der Regierungspräſident. 
757. Den Herren Land räten und Oberbürger⸗ 
meiſtern habe ich Formulare von Beſchäl⸗ und 
Abfohlungs⸗Regiſtern zugehen laſſen. Bezugnehmend 
auf meine Verfügung vom 29. Mai 1905 — I Bg. 
2846 — erſuche ich, die Zahl der den Privat⸗ 
beſchälern im Jahre 1908 zugeführten Stuten und die 
Zahl der davon in den Jahren 1908/09 gefallenen 
Fohlen in die Formulare aufzunehmen und dieſe 
— ſoweit ſtatiſtiſches Material nicht vorhanden tit, 
unausgefüllt — der Landwiriſchaftskammer bis zum 
1. November d. Is. zu überſenden. 

Etwaiger Formularbedarf iſt der Landwirtſchafts⸗ 
kammer anzuzeigen. 

Frankfurt a. O., den 16. September 1909. 

(I Bg. 4675 I.) Der Regierungspräfident. 
758. An Stelle des nach Mühlheim verz. Stadtrats 
Schacht wird der Stadtrat Dr. Eckardt i. Lands⸗ 
berg a. W. zum 2. Stellvertreter des Vorfipenden 
der für den Stadtkreis Landsberg a. W. gebildeten 
Veranlagungskommiſſion und der Steuerausſchüſſe 
der Gewerbeſteuerklaſſen III und IV ernannt. 

Frankfurt a. O., den 15. September 1909. 
Königliche Regierung, Abteilung für direlte Steuern, 
(II Ac. 3790). Domänen und Forſten A. 

759. a) Auf Grund von 8 25 Abſ. 3 des Reichs⸗ 
weingeſetzes vom 7. April 1909, Reichs⸗Geſetzblatt 
S. 393, beſtimmen wir zur Ausführung dieſes 
Geſetzes und der dazu vom Bundesrat bejchlofjenen 
Ausführungsbeſtimmungen (Bekanntmachung des 
Reichskanzlers vom 9. Juli d. IJs., Reichs⸗Geſetz⸗ 
blatt S. 549) hinſichtlich der Zuſtändigkeit der nach⸗ 
geordneten Behörden folgendes: 0 
1. Der Gemeindevorſtand iſt zuſtändig zur 
Entgegennahme von Anzeigen 
a) der Abſicht, Traubenmaiſche, Moſt oder 
Wein zu zuckern (§ 3 Abſ. 4 des Geſetzes); 
b) der Herſtellung von Haustrunk ſeitens 
ſolcher Perſonen, die Wein gewerbsmäßig 
in Verkehr bringen (§ 11 Abſ. 3 Halbſatz 1 
des Geſetzes). 
2. Der Landrat, in Stadtkreiſen die Orts⸗ 
polizeibehörde, iſt zuſtändig 

a) für die Anordnung einer Beſchränkung 
oder einer beſonderen Beaufſichtigung der 
Herſtellung von Haustrunk ſeitens ſolcher 
Perſonen, die Wein gewerbsmäßig in 
Verkehr bringen (8 11 Abſ. 3 Halbſatz 2 
des Geſetzes); 

b) für die Genehmigung der Veräußerung 
von Haustrunk bei Auflöſung des Haus⸗ 


halts oder Aufgabe des Betriebes (8 11 
Abſ. 4 Satz 2 des Geſetzes); 

c) für die Genehmigung der Verwendung 
von Getränken, die nach $ 13 des Geſetzes 
vom Verkehr ausgeſchloſſen find (8 15 
Satz 2 des Geſetzes); 

d) für die Entſcheidung, ob die Buchführung 
ſeitens der dazu vom Geſetz Verpflichteten 
in anderer Weiſe als nach den vom 
Bundesrat beſchloſſenen Muſtern erfolgen 
darf (§ 19 Abſ. 4 des Geſetzes und Aus⸗ 
führungsvorſchriften des Bundesrats dazu 
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e) für das Verbot der Verwahrung anderer 
Stoffe als Wein oder Traubenmoſt in 
Räumen, in denen Wein zum Zwecke 
des Verkaufs hergeſtellt oder gelagert 
wird (§ 20 Abſ. 3 des Geſetzes). 

3. Der Regierungspräſident, im Landes⸗ 
polizeibezirk Berlin der Polizeipräſident, iſt 
zuſtändig 
a) für die Genehmigung von Verſuchen, die 

bei der Kellerbehandlung des Weins mit 
anderen als den vom Bundesrat dafür 
geftatteten Stoffen angeſtellt werden 
ſollen ($ 4 Abſ 2 des Geſetzes); 

b) für die Entſcheidung über Beſchwerden 
gegen die Zurückweiſung von einzu⸗ 
flihrendem Wein uſw. durch die Zoll⸗ 
behörden (§ 14 des Geſetzes, Ausführungs⸗ 
vorſchriften des Bundesrats dazu Abf. 6, 
Weinzollordnung vom 17. Juli d. Js., 
Zentralblatt für das Deutſche Reich S. 333). 

Ferner beſtimmen wir, daß für die Unterſuchung 

von Wein, Traubenmoſt und Traubenmaiſche, die 
in das Zollinland eingeführt werden, — 8 14 des 
Geſetzes, Ausführungsvorſchriften des Bundesrats 
dazu Abſ. 3, Weinzollordnung $ 2 Abſ. 2 — zu: 
ſtändig ſind die mit der polizeilichen Nahrungs⸗ 
mittelunterſuchung betrauten ſtaatlichen Anſtalten 
und die als öffentlich im Sinne von $ 17 des 
Geſetzes vom 14. Mai 1879, Reichs⸗Geſetzblatt 
S. 145, anerkannten Unterſuchungsanſtalten für 
Nahrungsmittel uſw. 
Berlin, den 31. Auguſt 1909. 
Der Finanzminiſter. 
J. V.: Michaelis. 
Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten. 
J. A.: Richter. 
Der Miniſter des Innern. 


J. V.;: Holtz. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
A.: v. d. Hagen. f 
Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
Medizinal⸗Angelegenheiten. 
J. A.: Förſter. 
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b) Von ſeiten des Bundesrats ſind Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zu dem am 1. September d. Js. in 
Kraft tretenden Geſetz beſchloſſen worden, die der 
Herr Reichskanzler durch Bekanntmachung vom 
9. Juli d. Is., Reichs⸗Geſetzblatt S. 549, veröffent⸗ 
licht hat. Ferner hat der Bundesrat in Ausführung 
von § 14 des Geſetzes einer Weinzollordnung ſeine 
Zuſtimmung erteilt, die von dem Herrn Reichskanzler 
unter dem 17. Juli d. Is. im Zentralblatt für das 
Deutſche Reich S. 333 veröffentlicht worden iſt. 

Zur Ausführung des Geſetzes ordnen wir des 
weiteren folgendes an: 

1. Zu § 3 Abſ. 4 des Geſetzes. 

Es iſt dafür Sorge zu tragen, daß die Vorſchriften 
über die Pflicht zur Anzeige der Abſicht, Trauben⸗ 
maiſche, Moſt oder Wein zu zuckern, in den am 
Weinbau beteiligten Gebieten, in denen nach 
8 3 Abſ. 3 des Geſetzes die Zuckerung allein zu⸗ 
läſſig iſt, alljährlich rechtzeitig vor Beginn der 
Weinleſe ſeitens der Ortspolizeibehörden oder 
Gemeindevorſtände durch öffentliche Bekanntmachung 
unter Hinweis auf die Strafvorſchriften in § 29 
Nr. 2 und 830 des Geſetzes der Bevölkerung in 
Erinnerung gebracht werden. Dabei iſt zugleich an⸗ 
anzugeben, ob die Anzeige durch Eintragung in 
Liſten erfolgen kann und wo dieſe Liſten aufliegen. 

Um die Erſtattung der Anzeigen zu erleichtern, 
haben die für die Entgegennahme der Anzeigen 
gemäß unſerer beigefügten Bekanntmachung zu⸗ 
ſtändigen Gemeindevorſtände allgemein, falls nicht 
beſondere Gründe entgegenſtehen, Liſten für die Ein⸗ 
tragung der Anzeigen an geeigneter Stelle aufzu⸗ 
legen; es iſt jedoch zu beachten, daß die Erſtattung 
einer ſchriftlichen Anzeige anſtelle der Eintragung in 
Liſten überall ſtatthaft iſt. Die Anzeige gilt als 
an dem Tage erſtattet, an dem ſie bei dem Gemeinde⸗ 
vorſtand eingegangen iſt. 

Die Anzeigen und Anzeigeliſten ſind von dem 
Gemeindevorſtand, nach Jahren geordnet, mindeſtens 
fünf Jahre lang aufzubewahren. Einſicht in ſie iſt 
außer den zuſtändigen Polizei⸗ und Auſſichts⸗ 
behörden nur den mit der Ausführung der Wein⸗ 
kontrolle beauftragten Sachverſtändigen (8 21 des 
Geſetzes) zu geſtatten. Ob und inwieweit es an⸗ 
gebracht erſcheint, anzuordnen, daß die erſtatteten 
Anzeigen von den Gemeindevorſtänden den Sach⸗ 
verſtändigen unaufgefordert zur Kenntnisnahme 
übermittelt werden, iſt nach Lage der örtlichen Ver⸗ 
hältniſſe zu entſcheiden. 

2. Zu §4 Abſ. 2 des Geſetzes. 

Die gemäß unſerer beiliegenden Bekanntmachung 
Ew. Hochwohlgeboren zuſtehende Genehmigung zur 
Anſtellung von Verſuchen mit anderen Verfahren der 
Kellerbehandlung, als ſie durch die vom Bundesrat 
beſchloſſenen Ausführungsbeſtimmungen zugelaſſen 
ſind, iſt nur dann zu erteilen, wenn nach der 
geſamten Sachlage Gewähr dafür geboten erſcheint, 
daß es ſich tatſächlich nur um Verſuche zur Ver⸗ 


beſſerung der Kellerbehandlung, nicht aber um eine 
Umgehung der für dieſe aufgeſtellten Beſtimmungen 
handelt. Vor der Genehmigung iſt der zuſtändige 
mit der Weinkontrolle betraute Sachverſtändige zu 
hören. 

3. Zu 8 6 Abſ. 2 des Geſetzes. 

In den am Weinbau und Weinhandel intereſſierten 
Kreiſen ſcheint vielfach erwartet zu werden, daß 
behördlicherſeits Ausführungsbeſtimmungen oder Er⸗ 
läuterungen zu den Vorſchriften in $ 6 Abſ. 2 des 
Geſetzes, namentlich hinſichtlich der Begriffe „einzelne 
Gemarkungen oder Weinbergslagen“ und „benachbarte 
oder nahegelegene Gemarkungen oder Lagen“ im 
zweiten Satze, werden erlaſſen werden. Wir bemerken 
dazu, daß der Erlaß ſolcher Beſtimmungen, der im 
Geſetz auch nicht beſonders vorgeſehen iſt, nicht 
beabfichtigt wird. Es bleibt abzuwarten, ob ſich 
Weinbau und Weinhandel vielleicht über beſtimmte 
Auffaſſungen der angegebenen Begriffe einig werden, 
die dem Sinne des Geſetzes entſprechen und daher 
den mit der Ausführung des Geſetzes befaßten 
Behörden und Sachverſtändigen als Unterlagen für 
ihre Beurteilung empfohlen werden könnten. Im 
übrigen wird es Sache der Gerichte ſein, zu ent⸗ 
ſcheiden, ob bei der Bezeichnung eines Weines im 
Handel und Verkehr die Beſtimmungen in 8 6 Abſ. 2 
Satz 2 des Geſetzes richtig befolgt ſind. 

4. Zu 8 11 Abſ. 3 des Geſetzes. 

Für die Anzeige der Herſtellung von Haustrunk 
ſeitens derjenigen Perſonen, die Wein gewerbsmäßig 
in Verkehr bringen, ſind vom Bundesrat beſondere 
Muſter nicht vorgeſchrieben worden. Ew. Hochwohl⸗ 
geboren überlaſſen wir die Entſcheidung, ob es ſich 
empfiehlt, im dortigen Verwaltungsbezirk oder in 
Teilen desſelben ein beſonderes Muſter für die Er⸗ 
ſtattung der Anzeige unter Berückſichtigung der nach 
811 Abſ. 3 Halbſatz 1 des Geſetzes zu fordernden 
Angaben vorzuſchreiben. Desgleichen wollen Sie 
erwägen, ob etwa die Auflegung von Liſten ſeitens 
der Gemeindevorſtände, ähnlich wie es für die aus 
8 3 Abſ. 4 des Geſetzes zu erſtattende Anzeige ſtatt⸗ 
haft iſt, für die Eintragung der Anzeigen durch die 
dazu Verpflichteten zweckmäßig erſcheint. Auch könnte 
in den Weinbau treibenden Gegenden eine alljähr⸗ 
liche Erinnerung an die geſetzlichen Vorſchriften 
durch öffentliche Bekanntmachung in Verbindung mit 
der nach Nr. 1 dieſes Erlaſſes alljährlich zu ver⸗ 
öffentlichenden erwägenswert ſein. 

In welcher Weiſe und in welchem Umfange ſeit⸗ 
her die Bereitung des Haustrunks der Weinfälſcherei 
als Vorwand und Deckmantel gedient hat, dürfen 
wir als bekannt vorausſetzen. Dieſen Verhältniſſen 
entſprechend iſt der Ueberwachung der Betriebe, in 
denen Haustrunk hergeſtellt wird, ſeitens der mit der 
Ausführung des Geſetzes befaßten Behörden und 
Sachverſtändigen große Aufmerkſamkeit zuzuwenden. 
Wo der Verdacht beſteht, daß die nur für die Haus⸗ 
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trunkbereitung durch das Geſetz gewährten Freiheiten 
mißbraucht werden, iſt gemäß § 11 Abſ. 3 Halbſatz 2 
zu verfahren, die Herſtellung des Haustrunks nach 
Menge, Zeit, Ort und Raum zu beſchränken und 
zu veranlaſſen, daß ſie unter beſonderer Aufſicht 
der Polizeiorgane oder der Weinkontrolleure erfolgt. 

Bezüglich der Aufbewahrung der Anzeigen über 
Haustrunkbereitung und ihre Uebermittelung an die 
mit der Weinkontrolle betrauten Sachverſtändigen 
gilt das unter 1. dieſes Erlaſſes zu § 3 Abſ. 4 des 
Geſetzes Angeordnete. 

In den vom Bundesrat zu SS 4, 11, 12 des 
Geſetzes beſchloſſenen Ausführungsbeſtimmungen 
iſt unter C 11 Abſ. 2 vorgeſehen, daß die Landes⸗ 
zentralbehörde die Verwendung von Zitronenſäure 
zur Haustrunkbereitung auch für beſtimmte andere 
Fälle als die ebenda Abſ. 1 genannten, in denen ſie 
ohne weiteres zuläſſig iſt, geſtatten kann. Sollte 
ein Bedürſnis für eine ſolche Erlaubnis beſtehen, 
was wir nach den uns vorliegenden bezüglichen Be⸗ 
richten einſtweilen nicht annehmen, fo iſt an mich, 
den mitunterzeichneten Miniſter der geiſtlichen uſw. 
Angelegenheiten entſprechend zu berichten. 

5. Zu § 11 Abſ. 4 des Geſetzes. 

Bei der, nach unſerer beigefügten Bekanntmachung 
von dem Landrate, in Stadtkreiſen von der Orts⸗ 
polizeibehörde zu erteilenden Genehmigung der Ver⸗ 
äußerung von Haustrunk unter den im Geſetz ge⸗ 
nannten Vorausſetzungen iſt mit Vorſicht zu ver⸗ 
fahren, um zu vermeiden, daß etwa Haustrunk als 
Wein in den freien Verkehr gelangt; aus dieſem 
Geſichtspunkte iſt es ratſam, die Genehmigung nur 
zu erteilen, wenn der Abnehmer für den Haustrunk 
namhaft gemacht wird und deſſen Perſon die nötige 
Gewähr für geſetzmäßige Verwendung des Haus⸗ 
trunks gibt. 

6. Zu 8 14 des Geſetzes. 

Gemäß unſerer Bekanntmachung vom 31. Auguſt 1909 
ſind für die Unterſuchung von Wein, Traubenmoſt 
und Traubenmaiſche, die in das Zollinland ein⸗ 
geführt werden, zuſtändig die mit der polizeilichen 
Nahrungsmittelunterſuchung betrauten ſtaatlichen An⸗ 
ſtalten und die als öffentlich im Sinne von § 17 
des Nahrungsmittelgeſetzes anerkannten Unterſuchungs⸗ 
anſtalten. Aus beiliegender Ueberſicht ergibt ſich, 
welche Anſtalten zurzeit in Betracht kommen. 

Die Zuſtändigkeit der Anſtalten beſchränkt ſich 
nicht, was die Unterſuchung einzuführender Weine 
uſw. anbelangt, auf die Verwaltungsbezirke, für die 
ſie Unterſuchungen im Intereſſe der polizeilichen 
Nahrungsmittelkontrolle ausführen oder für die ſie 
als öffentliche Anſtalten anerkannt ſind. Es ſteht 
den Zollſtellen, über die nach den vom Bundesrate 
noch zu treffenden Beſtimmungen (ſiehe § 1 der 
Weinzollorduung, Zentralblatt für das Deutſche Reich 
1909 S. 333) die Einfuhr von Wein uſw. erfolgen 
kann, vielmehr frei, welcher Anſtalt ſie die Unter⸗ 
ſuchungen übertragen wollen, wobei vorausgeſetzt 


wird, daß tunlichſt die nächſtgelegene Anſtalt heran⸗ 
gezogen wird. 

Nach Abſatz 4 der vom Bundesrat beſchloſſenen 
Ausführungsbeſtimmungen zu § 14 des Geſetzes 
haben die Anſtalten bei der Unterſuchung nach 
der Anweiſung des Bundesrats zur chemiſchen Unter⸗ 
ſuchung des Weins zu verfahren. Als ſolche 
kommt zurzeit in Betracht die durch Bekanntmachung 
des Herrn Reichskanzlers vom 25. Juni 1896 ver⸗ 
öffentlichte und durch Bekanntmachung vom 2. Juli 1901 
abgeänderte Anweiſung (Zentralblatt für das 
Deutſche Neich 1896 S. 152 und 1901 S. 234). 
Der Umfang der Unterſuchung iſt dem Ermeſſen 
des unterſuchenden Sachverſtändigen überlaſſen. 

Die Gebühren für die Unterſuchung ſind nach 
dem von einer Kommiſſion von Nahrungsmittel⸗ 
chemikern im Kaiſerlichen Geſundheitsamte 1901 ver⸗ 
einbarten „Entwurf von Gebührenſätzen für die Unter⸗ 
ſuchungen von Nahrungsmitteln und Genußmitteln“, 
Berlin 1902, Verlag von J. Springer, zu be⸗ 
rechnen und durch Vermittelung der die Unterſuchung 
veranlaſſenden Zollbehörde von dem zur Zahlung 
Verpflichteten ($ 3 der Weinzollordnung) einzuziehen. 
Die Verrechnung der Gebühren für die Unter⸗ 
ſuchungen an ſtaatlichen Anſtalten hat bei der Etat⸗ 
ſtelle zu erfolgen, bei der die Einnahmen für die 
Nahrungsmittelunterſuchungen verbucht werden. 

7. Zu 8 19 des Geſetzes. 

Nach Abſ. 1 der vom Bundesrat beſchloſſenen 
Ausführungsbeſtimmungen zu $ 19 des Geſetzes kann 
die Landeszentralbehörde die Buchführung in anderer 
als deutſcher Sprache geſtatten. Ein Bedürfnis, 
dieſe Genehmigung für beſtimmte Landesteile all⸗ 
gemein zu erteilen, beſteht nicht. Anträge auf 
Genehmigung in Einzelfällen ſind an uns, die 
Miniſter der geiſtlichen pp. Angelegenheiten und des 
Innern, unter Beifügung einer Aeußerung zu dem 
Geſuche einzureichen. 

Einer Einrichtung der Buchführung nach den vom 
Bundesrat beſchloſſenen Muſtern bedarf es nach 
Abſ. 9 der Ausführungsbeſtimmungen des Bundes⸗ 
rats zu § 19 nur, wenn feſtgeſtellt wird, daß die 
geführten Bücher keine genügende Ueberſicht gewähren. 
Eine ſofortige Prüfung der Buchführung in allen 
zu ihr geſetzlich verpflichteten Betrieben iſt nicht 
erforderlich; vielmehr kann ein entſprechender An⸗ 
trag der zur Buchführung Verpflichteten oder das 
Ergebnis der Kontrolle des Betriebes durch die mit 
der Beaufſichtigung betrauten Polizeibehörden und 
Sachverſtändigen abgewartet werden. 

8. Zu § 21 des Geſetzes. 

In denjenigen Teilen des Staatsgebietes, für die 
bisher Sachverſtändige im Hauptberuf nicht beſtellt 
ſind, hat die Weinkontrolle einſtweilen in der bis⸗ 
herigen Weiſe zu erfolgen. Jedoch iſt die in den 
meiſten Regierungsbezirken von uns bereits wieder⸗ 
holt angeregte Erſetzung nicht genügend ſach⸗ 
verſtändiger Weinkontrolleure aus verſchiedenen Be⸗ 


rd 


rufsſtänden durch Nahrungsmittelchemiker der mit 
der Unterſuchung der Nahrungsmittel für die poli⸗ 
zeiliche Kontrolle beauftragten Unterſuchungs⸗ 
anſtalten mit Nachdruck zu betreiben. 

Wegen der Beſtellung hauptberuflicher Sach⸗ 
verſtändiger im geſamten Staatsgebiet wird das 
Weitere demnächſt veranlaßt werden. Wo ſolche 
ſchon tätig find, bleibt es bei der bisherigen 
Regelung der Verhältniſſe. 

9. Zu $ 25 Abſ. 4 des Geſetzes. 

Welche Gebietsteile des Staates als zu dem am 
Weinbau beteiligten Gebiete des Deutſchen Reiches 
(8 3 Abſ. 3 des Geſetzes) gehörig zu erachten find, 
werden wir demnächſt bekannt geben. Bis auf 
weiteres gelten dafür die in der Vekanntmachung 
des Herrn Reichskanzlers vom 27. März 1906, 
Reichs⸗Geſetzblatt S. 449, betreffend die Bildung 
von Weinbaubezirken im Sinne von § 3 Abſ. 1 
des Geſetzes vom 6. Juli 1904, Reichs ⸗Geſetzblatt 
S. 261, aufgeführten Weinbaubezirke; ſoweit darin 
nur einzelne Gemeinden, Gemarkungen uſw. an⸗ 
gegeben ſind, rechnen jedoch die Kreiſe, zu denen 
dieſe gehören, in ihrer Geſamtheit zum Weinbaugebiet. 

Berlin, den 7. September 1909. 

Oer Finanz⸗Miniſter. 
In Vertretung: Michaelis. 
Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen u. Forſten. 
Im Auftrage: Richter. 
Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung: Holtz. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage: v. d. Hagen. 
Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und 
Medizinal⸗Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Förſter. 


c) Verzeichnis 
der Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsämter. 
Reg.⸗Bez. Unterſuchungsamt 
Staatliche Anſtalten. 

Berlin Anſtalt zur Unterſuchung v. Nahrungs⸗ 
mitteln pp. bei dem Königlichen 
Polizeipräſidium in Berlin. 

Stettin Chemiſches Laboratorium der König⸗ 
lichen Auslandsfleiſchbeſchauſtelle 
in Stettin. 

Poſen 1 Hygieniſches Inſtitut in 

oſen. 

Oppeln Königliches Hygieniſches Inſtitut in 
Beuthen. (Abteilung zur Unter⸗ 
ſuchung von Nahrungsmitteln.) 

Merſeburg Chemiſches Unterſuchungsamt am 
Hygieniſchen Inſtitut der Uni⸗ 
verſität Halle. 

Osnabrück Chemiſches Laboratorium der Aus⸗ 


landsfleiſchbeſchauſtelle in Bent⸗ 
heim. 


Reg.⸗Bez. Unterſuchungsamt 
Wiesbaden Chemiſches Laboratorium der König⸗ 
lichen Auslandsfleiſchbeſchauſtelle in 
Frankfurt a. M 
Köln Unterſuchungsanſtalt vom Chemiſchen 
Inſtitut der Univerſität Bonn. 
| Sonftige Anftalten. 
Königsberg Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsamt der 
Landwirtſchaftskammer für die Pro⸗ 
vinz Oſtpreußen in Königsberg. 
Gumbinnen Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsamt des 


Landwirtſchaftlichen Zentralvereins 
in Inſterburg. 
5 Städt. Nahrungsmittel⸗Unterſuchungs⸗ 
amt in Tilſit. 
Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsamt für 
die ProvinzWeſtpreußen in Danzig. 
Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsamt der 
Landwirtſchaftskammer für die Pro⸗ 
vinz Brandenburg in Berlin. 
Zweigſtelle Frankfurt a. O. des 
Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsamts 
der Landwirtſchaftskammer für die 
Provinz Brandenburg in Berlin. 
Städt. Unterſuchungsamt in Cottbus. 
Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsanſtalt 
der Landwirtſchaftskammer in 
Köslin. 
Städt. chemiſch⸗hygieniſches Unter⸗ 
ſuchungsamt in Stralſund. 
Städt. Nahrungsmittel⸗Unterſuchungs⸗ 
amt in Bromberg. 
Städt. chemiſches Unterſuchungsamt in 
Breslau. 
Pr Städt. Unterſuchungsamt in Glatz. 
5 Städt. Nahrungsmittel⸗Unterſuchungs⸗ 
amt in Reichenbach. 
ii Städt. chemiſches Unterſuchungsamt in 
Waldenburg i. Schl. 
Städt. Nahrungsmiitel⸗Unterſuchungs⸗ 
amt in Liegnitz. 
5 Städt. chemiſches Unterſuchungsamt in 
Görlitz. 5 
Städt. Nahrungsmittel⸗Unterſuchungs⸗ 
amt in Oppeln. 
Städt. Nahrungsmittel⸗Unterſuchungs⸗ 
amt in Magdeburg. 
1 Städt. Nahrungsmittel⸗Unterſuchungs⸗ 
amt in Hal berſtadt. 
Städt. Nahrungsmittel⸗Unterſuchungs⸗ 
amt in Merſeburg. 
Städt. Nahrungsmittel⸗Unterſuchungs⸗ 
amt in Er furt. 
Nahrungsmittel⸗Un terſuchungsamt der 
Landwirtſchaftskanmer in Kiel. 
9 Städt. chemiſches Unterſuchungsamt in 
Altona. 


Danzig 


Potsdam 


Frankfurta. O. 


Köslin 


Stralſund 


Bromberg 


Breslau 


Liegnitz 


Oppeln 
Magdeburg 


Merſeburg 
Erfurt 


Schleswig 


Reg.⸗Bez. 
Schleswig 


Hannover 


Hildesheim 


Lüneburg 
Osnabrück 
Stude 


Aurich 
Münſter 


” 


Minden 


7 
77 


Arnsberg 


Koblenz 


Düſſeldorf 
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Unterſuchungsamt 


Städt. Nahrungsmittel⸗Unterſuchungs⸗ 
amt in Flensburg. 

Städt. chemiſches Unterſuchungsamt in 
Hannover. 

Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsanſtalt 
bei der landwirtſchaftlichen Ver⸗ 
ſuchsſtation in Hildesheim. 

Städt. Nahrungsmittel-Unterſuchungs⸗ 
amt in Harburg. 

Städt. Nahrungsmittel⸗Unterſuchungs⸗ 
amt in Osnabrück. 

Städt. Unterſuchungsamt in Geeſte⸗ 
münde. 

Städt. Unterſuchungsamt in Emden. 

Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsamt der 
Landwirtſchaftskammer (Abteilung 
der landwirtſch. Verſuchsſtation) 
in Münſter i. W. 

Oeffentl. chemiſches Unterſuchungsamt 
in Recklinghauſen. 

Städt. Unterſuchungsamt in Bielefeld. 

Städt. Nahrungsmittel⸗Unterſuchungs⸗ 
amt in Minden. 

Unterſuchungsamt des Kreiſes Pader⸗ 
born in Paderborn. 

Städt. Nahrungsmittel⸗Unterſuchungs⸗ 
amt in Bochum. 

Städt. chemiſches Unterſuchungsamt 
in Dortmund. 

Unterſuchungsamt für den Landkreis 
Dortmund und den Kreis Hörde 
in Dortmund. 

Städt. Unterſuchungsamt in Hamm. 

Städt. Unterſuchungsamt in Hagen. 

Unterſuchungsanſtalt in Gelſen⸗ 
kirchen. 

Unterſuchungsanſtalt in Witten. 

Städt. Unterſuchungsamt in Kaſſel. 

Unterſuchungsſtelle der Landwirt⸗ 
ſchaftskammer (bei der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Verſuchsſtation) in 
Marburg. 

Oeffentliches Nahrungsmittel⸗Unter⸗ 
ſuchungsamt in Koblenz. 

Unterſuchungsanſtalt des 
Kreuznach in Kreuznach. 

Städtiſches Unterſuchungsamt für 
Nahrungsmittel pp. in Barmen. 

Städt. chem. Unterſuchungsamt in 
Crefeld. 

Städt. Nahrungsmittel⸗Unterſuchungs⸗ 
anſtalt in Düſſeldorf. 

Städt. chem. Unterſuchungsamt in 
Duisburg. 

Städt. Unterſuchungsamt in Elber⸗ 
feld. 


Kreiſes 


Reg. Bez. Unterfuhungsamt 
Düſſeldorf Städt. Nahrungsmittel⸗Unterſuchungs⸗ 


anſtalt in Eſſen. 

Städt. chem. Unterſuchungsamt in 
M.⸗Gladbach. 

Chemiſche Unterſuchungsanſtalt des 


Kreiſes Kempen in Kalden⸗ 
kirchen. 

Unterſuchungsamt des Kreiſes Mörs 
in Mörs. 

Unterſuchungsamt in Mülheim 
(Ruhr). 


Unterſuchungsamt des Kreiſes Neuß 
in Neuß. 


Städtiſches Unterſuchungsamt in 
Oberhauſen. 
Städtiſches Nahrungsmittel⸗Unter⸗ 


ſuchungsamt in Remſcheid. 

Städtiſches Nahrungsmittel⸗Unter⸗ 
ſuchungsamt in Rheydt. 

Kreis⸗Unterſuchungsamt in Ruhrort. 

Städtiſches Unterſuchungsamt in 
Solingen. 

Kreis⸗Nahrungsmittel⸗Unter ſuchungs⸗ 
amt in Vohwinkel. 

Verſuchsſtation des Landwirtſchaft⸗ 
lichen Vereins für Rheinpreußen 
in Bonn. 

Städtiſches Nahrungsmittel-Unter: 
ſuchungsamt in Köln. 

Städtiſches Nahrungsmittel⸗Unter⸗ 
ſuchunggamt in Mülheim am 
Rhein. 

Städtiſches Nahrungsmittel-Unter⸗ 
ſuchungsamt in Trier. 

Unterſuchungsamt des Kreiſes Saar⸗ 
brücken. 

Städt. chem. Unterſuchungsamt in 
Aachen. 

Städt. chem. Unterſuchungsamt in 
Düren. 

Unterſuchungsamt in Eſchweiler. 


Vorſtehenden Erlaß teile ich den Herren Land⸗ 
räten und Oberbürgermeiſtern zur Beachtung 
und weiteren Veranlaſſung mit. Die Herren Land⸗ 
räte zu Züllichau, Croſſen und Calau mache ich 
insbeſondere auf die Beſtimmungen zu Ziffer 1 und 
4 aufmerkſam. Von Vorſchriften im Sinne des 


Abſatz 1 Ziffer 4 ſehe ich zunächſt ab. 


Sollte ſich 


ein Bedürfnis herausſtellen, ſo erſuche ich um 
Bericht. Die Bekanntmachung vom 31. Auguſt 1909 
wollen die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter durch 
Veröffentlichung in ihren Kreisblättern uſw. zur 
Kenntnis der beteiligten Kreiſe bringen. 

Frankfurt a. O, den 17. September 1909. 


(1. Bg. 4642.) 


Der Regierungspräſident. 
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760. Auf Grund der 88 11 und 17 der Wahlordnung für die Handwerkskammer zu Frankfurt a. O. 
und ihren Geſellenausſchuß vom 14. Auguſt 1899 (Regierungsamtsblatt S. 293) werden, wie folgt, die 
Namen der bei den vorgenommenen Ergänzungs⸗ und Erſatzwahlen gewählten Mitglieder und Erſatzmänner 
öffentlich bekannt gemacht: 


Lau⸗ 
fende Wahlbezirk 
Nr. 


A. M ig eie der 


b. Erſatz männer Bemerkungen 


I. Ergänzungswahlen. 
Wahlperiode: 1. April 1909 bis 31. März 1915. 


Handwerkskammer. 
A. Handwerkerinnungen. 
Kreis Calau a. Schneidermeiſter Karl Reißbach in Calau wieder gewählt 
b. Böttchermeiſter Otto Lehmann in Calau 1 7 
2 Landkreis Cottbus a. Schmiedemeiſter Karl Uhlitz in Burg Dorf neu S 
b. Schneidermeiſter Wilhelm Markus in Burg Dorf 0 A 
3 Stadtkreis Cottbus a. Malermeiſter Auguſt Mayke in Cottbus hr 
b. Tiſchlermeiſter Hermann Hellwig in Cottbus 15 50 
4 Stadtkreis Forſt N.⸗L. [a. Schneidermeiſter Richard Bandte in Forſt N. L. wieder 5 
b. Klempnermeiſter Karl Köchler in Forſt N.⸗L. 7 10 
5 [Kreis Königsberg Nm. ſa. Schmiedemeiſter Guſtav Harney in Königsberg Nm. * - 
ausſchließlich des b. Tiſchlermeiſter Louis Lichtenberg in Königsberg Nm. a 7 
Stadtbezirks Cüſtrin 
6 Stadtbezirk Cüſtrin a. Schornſteinfegermeiſter Franz Sandtfoß in Cüſtrin * 5 
b. Schneidermeiſter Emil Voigt in Cüſtrin neu x 
7 Landkreis Landsberg a. W. [a. Fleiſchermeiſter Emil Wucke in Vietz wieder „ 
5 b. Schloſſermeiſter Wilhelm Biebach in Vietz 7 1 
8 Stadtkreis Landsberg a. Malermeiſter Ludwig Müller in Landsberg a. W. " " 
a. W. Id. Tiſchlermeiſter Otto Hartſtock in Landsberg a. W. „ „ 
9 Kreis Lebus ausſchließ⸗[a. Dachdeckermeiſter Louis Selge in Seelow 10 „ 
lich des Stadtbezirks] b. Tiſchlermeiſter Reinhold Kottke in Seelow " „ 
Fürſtenwalde 
10 Stadtbezirk Fürſtenwalde[ a. Schmiedemeiſter Albert Strübing in Fürſtenwalde 10 5 
b. Malermeiſter Otto Puls in Fürſtenwalde neu 5 
11 Kreis Luckau a. Fleiſchermeiſter Richard Schade in Finſterwalde wieder „ 
b. Schneidermeiſter Karl Günther in Kirchhain N.⸗L. A ? 
12 Kreis Lübben a. Tiſchlermeiſter Fritz Stempel in Lübben " 4 
b. Schmiedemeiſter Karl Krüger in Lübben neu 11 
13 Kreis Sorau N. L a. Tiſchlermeiſter Ernſt Schulz in Sorau N.⸗L. wieder „ 
b. Korbmachermeiſter Paul Labuske in Sorau N. L. fe 3 
14 Kreis Spremberg a. Tiſchlermeiſter Heinrich Schwobe in Spremberg m 1 
b. Schuhmachermeiſter Otto Kaniſch in Spremberg neu = 
15 Kreis Züllichau⸗ a. Malermeiſter Hermann Vierling in Schwiebus wieder 15 
Schwiebus b. Buchbindermeiſter Guſtav Bernhardt in Schwiebus 5 6 
B. Gewerbevereine und ſonſtige Vereinigungen. 
Dieſelben ſind bei den Ergänzungswahlen nicht beteiligt geweſen. 
Geſellenausſchuß. 
1 JKreiſe Arnswalde, Friede⸗[a. Maurerpolier Hermann Gohlke in Trebitſch wieder 5 
berg Nm. u. Soldin b. Tiſchlergeſelle Julius Sehl in Drieſen f 5 
2 (Stadtkreis Cottbus a. Maurer Arthur Teichgräber in Cottbus 1 2 
b. Tiſchlergeſelle Otto Hammer in Cottbus N h 
3 Stadtkreis Frankfurt a. O.] a. Töpfergeſelle Mar Lehmann in Frankfurt a. O. neu 5 
b. Maurerpolier Wilhelm Fielſch in Frankfurt a. O. N 1 
4 Stadtkreis Guben a. Maurergeſelle Emil Merker in Guben wieder „ 
b. Malergehilfe Max Scheunemann in Guben 0 5 
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Wahlbezirk 


Landkreis Landsberg a. 
W., Kreiſe Oſt⸗ und 
Weſt⸗Sternberg 

6 Stadtbezirk Cüſtrin 


7 Kreis Lebus ausſchließ⸗ 
lich des Stadtbezirks 
Fürſtenwalde 

8 Stadtbezirk Fürſtenwalde 


cp o'» e 


1 Kreis Arnswalde 


do 


Stadtkreis Frankfurt a. O. 


w 


Stadtkreis Guben 


4 Regierungsbezirk Frank⸗ 
furt a. O. 


— 


Lübben und Sprem⸗ 
berg 

(I Bg. 4986). 
761. Nachdem der Reichstagsabgeordnete für den 
2. Wahlkreis (Kreiſe Landsberg a. W. Stadt und 
Land und Soldin) Rentier Böning verſtorben iſt, 
beraume ich in Gemäßheit des § 34 des Wahlregle⸗ 
ments vom 28. Mai 1870/28. April 1903 (Reichs⸗ 
geſetzblatt S. 202 ff) die erforderliche Neuwahl auf 
Freitag den 12. November d. Js. an. 

Zum Wahlkommiſſar habe ich auf Grund des 
8 24 des Reglements den Landrat Grafen 
Elairon d'Hauſſonville ernannt. 

Frankfurt a. O., den 20. September 1909. 

(J A. 4771 II.) Der Regierungspräſident. 

762. Nachdem bei der Abſtimmung ſich die 
Mehrheit der beteiligten Gewerbetreibenden für die 
Einführung des Beitrittszwanges erklärt hat, ordne 
ich hiermit an, daß mit dem Inkrafttreten des zu 
genehmigenden Statutes eine Zwangsinnung für das 
Konditor⸗ und Pfefferküchlergewerbe, deren Bezirk 
die Stadtkreiſe Frankfurt a. O. und Landsberg a. W., 
ſowie die Kreiſe Arnswalde, Friedeberg Nm., Lands⸗ 
berg a. W. Land, Soldin, Königsberg Nm., Lebus, 
Weſt⸗Sternberg, Oſt⸗Sternberg und den Schwiebuſer 
Teil des Kreiſes Züllichau⸗Schwiebus umfaßt, mit 


Mete e 
b. Erſatz männer 


. Daurerpolier Ferdinand Decker in Zielenzig 
. Zimmerpolier Louis Förſter in Reppen 


. Schornfteinfeger Franz Kümmerling in Frankfurt a. O. 
. Bäckergeſelle Paul Koßan in Cüſtrin 
Dachdeckergeſelle Auguſt Höhne in Seelow 

. Zimmermann Auguſt Jänide in Seelow 


. Wagenlackierer Guftav Schulz in Fürſtenwalde 
. Maurergeſelle Karl Karras in Fürſtenwalde 


II. Erſatzwahlen. 

Wahlperiode: 1. April 1909 bis 31. März 1912. 
Handwerkskammer. 

A. Handwerkerinnungen. 


„ Stellmachermeiſter Guſtav Mantey in Arnswalde 
. Schloſſermeiſter Ernſt Küchenmeiſter in Frankfurt a. O. 
. Maurermeiſter Max Lordain in Frankfurt a. O. 


. Klempnermeifter Ernſt Sturm in Guben 


B. Gewerbevereine und ſonſtige Vereinigungen. 
a. Färbermeiſter Friedrich Schultze in Sommerfeld 


Geſellenausſchuß. 
Landkreis Cottbus, Kreiſe a. Drechsler Max Hirſekorn in Lübben 


Frankfurt a O., den 15. September 1909. 


Bemerkungen 


neu gewählt 


H 
wieder „ 
Tele 


neu gewählt 


Der Regierungspräſident. 
dem Sitze in Frankfurt a. O. und unter dem Namen 
Konditor⸗ und Pfefferküchlerinnung (Zwangsinnung) 
zu Frankfurt a. O. errichtet werde. Von dem ge⸗ 
nannten Zeitpunkte ab gehören alle Gewerbetreibende, 
welche ausſchließlich das Konditor⸗ und Pfeffer⸗ 
küchlergewerbe und nicht auch das Bäckergewerbe 
betreiben, dieſer Innung an. 

Frankfurt a. O., den 18. Auguſt 1909. 
(I. Bg. 3263.) Der Regierungspräſident. 
763. Die Zinsſcheine der preußiſchen Staateſchuld 
und der Reichsſchuld werden vom 21. des dem 
Fälligkeitstermin vorangehenden Monats ab von den 
ſtaatlichen und den kommunalen Kaſſen — bei dieſen 
auf Staatsſteuern — in Zahlung genommen bezw. 
bei den Zinsſcheineinlöſungsſtellen — Regierungs⸗ 
hauptkaſſe, Kreiskaſſen, Forſtkaſſen, Hauptzoll⸗ und 
Zollämtern — bezahlt. Auch können durch Ver⸗ 
mittelung der Zinsſcheineinlöſungsſtellen neue Zins⸗ 
ſcheinbogen koſtenlos bezogen werden. Die erforder⸗ 
lichen Vordrucke zu den Verzeichniſſen werden un⸗ 
entgeltlich abgegeben. 2 

Frankfurt a. O., den 15. September 1909. 
(K. 1847.) Kgl. Regierung zu Frankfurt a. O. 
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764. Um das Verfahren bei der Erteilung von 
Ausweiſen der Kataſterkontrolleure über den Beſtand 
von Gebäuden auf Kataſterparzellen zum Zwecke der 
Beleihung von bebauten Grundſtücken im Anſchluß 
an die in der Geſchäftsanweiſung V fir die Kataſter⸗ 
ämter vom 16. März 1909 und in dem Gebühren⸗ 
tarif von demſelben Tage getroffenen Beſtimmungen 
einheitlich zu regeln, wird unter Aufhebung aller 
entgegenſtehenden Beſtimmungen folgendes 
angeordnet: ? 

1. Für die auf Antrag der Grund- und Gebäude 
eigentümer auszuführenden Arbeiten ſind die Vor⸗ 
ſchriften in den 88 18 und 19 der Geſchäftsan⸗ 
weiſung V maßgebend. Insbeſondere find die Vor⸗ 
ſchriften im 8 19, Nr. 3, über die einwandfreie 
Feſtlegung der auszuführenden Arbeiten und der 
dafür von den Antragſtellern zur Staatskaſſe zu 
leiſtenden Vergütungen zu beachten. 

Es darf nur ſolchen Anträgen entſprochen 
werden, welche gerichtet ſind: 

a) auf Erteilung eines Ausweiſes darüber, daß 
und inwieweit in den vorhandenen Unter⸗ 
lagen der Kataſterverwaltung Gebäude 
als auf beſtimmten Kataſterparzellen ſtehend 
nachgewieſen ſind (Nr. 3), 

b) auf Feſtſtellung des örtlichen Beſtandes und 
Ausführung der hierbei etwa nötigen Ver⸗ 
meſſungsarbeiten (Nr. 4), 

c) auf vollſtändige Aufmeſſung der Gebäude und 
der Grenzen der bebauten Grundſtücke oder 
Grundſtücksteile (Nr. 5), 

Allgemeine Beſcheinigungen darüber, daß 
Gebäude, welche in den Gebäudeſteuer rollen 
oder in ſonſtigen Nachweiſungen bezeichnet 
find, auf beſtimmten Kataſter parzellenſtehen, 
dürfen nicht erteilt werden. 

3. Den unter Nr. 2 a bezeichneten Anträgen 
darf nur in der Weiſe entſprochen werden, daß 
gebührenpflichtige Abzeichnungen, Abdrücke, Ab⸗ 
ſchriften oder Auszüge nach den vorliegenden 
Unterlagen erteilt werden. 

Dieſe Abzeichnungen uſw. ſind mit folgenden Ver⸗ 
merken zu verſehen: i 

„Es iſt nicht örtlich feſtgeſtellt worden, daß die 
bezeichneten Gebäude gegenwärtig noch tatſächlich 
ganz oder zum Teil auf den bezeichneten Kataſter⸗ 
parzellen ſtehen.“ 

4. Die den unter Nr. 2 b bezeichneten Anträgen 
entſprechenden Feſtſtellungen des örtlichen Beſtandes 
können nach Lage der Verhältniſſe beſchränkt werden 
auf die Aufnahme gegenſeitiger Erklärungen der 
Grunde und Gebäudeeigentümer und ihrer Grenze 
nachbarn darüber, daß die beſtimmt zu bezeichnenden 
Gebäude ganz auf den im Kataſter als ihr Eigen⸗ 
tum nachgewieſenen und nicht auch nur teilweiſe auf 
anderen Kataſterparzellen ſtehen. 

Vor der Aufnahme dieſer Erklärungen ſind den 
Grund: und Gebändeeigentümern ſowie den Grenz— 


nachbarn die im Kataſter nachgewieſenen Grenzen 
des bebauten Grundſtücks oder Grundſtücksteils nach 
Ausführung der zur Feſtſtellung der Grenzen etwa 
erforderlichen Vermeſſungsarbeiten örtlich vorzuzeigen. 

Die Ausweiſe über die aufgenommenen Erklärun⸗ 
gen und die ausgeführten Vermeſſungsarbeiten, ſowie 
über die ſonſtigen Vorgänge ſind in der Form von 
Abſchriften, Abzeichnungen uſw. der aufgenommenen 
Verhandlungen und der Vermeſſungsſchriften zu erteilen. 

Die Gebühren für die Feſtſtellung des örtlichen 
Beſtandes und für die darüber zu erteilenden Aus⸗ 
weiſe find nach den beſtehenden allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten zu berechnen. 

5. Die den unter Nr. 2 c bezeichneten Anträgen 
entſprechenden Aufmeſſungen ſind bezüglich ihrer 
Ausführung, der darüber zu erteilenden Ausweiſe 
und der dafür zu entrichtenden Gebühren wie die 
ſonſtigen Vermeſſungsarbeiten nach, den dafür beſtehen⸗ 
den allgemeinen Vorſchriften zu behandeln. 

Berlin C. 2, den 30. Juli 1909. 

Der Finanzminiſter. 

Vorſtehende Beſtimmungen des Herrn Finanz⸗ 
miniſters werden zur Kenntnis der beteiligten Kreiſe 
gebracht. 

Frankfurt a. O., den 9. Auguſt 1909. 

(III Ad 4361.) Königliche Regierung, Abt. III A. 
765. Umpfarrungsurkunde. 

Mit Genehmigung des Herrn Miniſters der geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts: und Medizinal⸗Angelegenheiten 
und des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrates, ſowie nach 
Anhörung der Beteiligten wird von den unterzeichneten 
Behörden hierdurch folgendes feſtgeſetzt: 

§ 1. Die Evangeliſchen des zur Stadtgemeinde 
Züllichau gehörigen Außenbezirks Unterweinberge 
werden aus der Stadtpfarrkirchengemeinde Züllichau, 
Diözeſe Züllichau, in die Kirchengemeinde Tſchicherzig, 
derſelben Diözeſe, umgepfarrt. 

8 2. Dieſe Urkunde tritt am 1. Oktober 1909 
in Kraft. 

Berlin, den 3. September 1909. 

Königliches Konſiſtorium der Provinz Brandenburg. 
(K. V. 5959.) In Vertretung: gez. Arps. 
Frankfurt a. O., den 13. September 1909. 
Königliche Regierung; 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
(2 A. 3939) gez.; Martinius. 


Nichtamtliches. 


766. Vierter Nachtrag 

zu dem Regulativ über das bei Bewilligung 

von Darlehnen aus den Fonds der Haupt⸗Sparkaſſe 

des Markgraftums Niederlauſitz von der Ver⸗ 

waltungsbehörde zu beobachtende Verfahren vom 
6. April /11. Auguſt 1891. 

Der unterm 12. Mai/22. Juni 1896 ergangene 
erſte Nachtrag zu dem Regulativ, ſowie der § 16 
dieſes Regulativs werden aufgehoben und durch fol⸗ 
gende Beſtimmungen erſetzt: 
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8 1. Die Landes⸗Deputation wird ermächtigt, in 
Ausnahmefällen 

a) ländliche Grundſtücke in der Niederlauſitz und 
ſolche, welche wegen ihrer Zugehörigkeit zu dem 
kommunalſtändiſchen Verband der Niederlauſitz 
noch zu dieſer gerechnet werden, höchſtens bis 
zu ½ desjenigen Wertes, welchen der 100 fache 
Grundſteuerreinertrag und die Hälfte der Ge⸗ 
bäudeverſicherungsſumme ergibt, 

b) ſtädtiſche Gebäudegrundſtücke in der Nieder⸗ 
lauſitz höchſtens bis zur Hälfte des nach 8 8 
des Regulativs zu berechnenden Wertes 

zu beleihen. 

8 2. Dieſe Erweiterung der Beleihungsgrenze 
tritt nur ein, wenn die Landes⸗Deputation auf Grund 
einer gutachtlichen und ſich auf örtliche Beſichtigung 
ſtützenden Aeußerung eines oder zweier von ihr zu 
beftellenden Vertrauensmänner bezw. Sachverſtändigen 
die Ueberzeugung gewonnen hat, daß die zu belei⸗ 
henden Grundstücke und Gebäude obige Werte 81) 
tatſächlich beſitzen. 

Bei Wertſchätzung ländlicher Grundſtücke, welche 
einen Grundſteuerreinertrag von mehr als 200 M. 
haben, find ſtets 2 Sachverſtändige gutachtlich zu 
hören. 

§ 3. Darlehne, welche auf Grund vorſtehender 
Beſtimmungen über die nach den 88 6, 7 und 8 
des Regulativs feſtgeſetzte Beleihungsgrenze hinaus 
gewährt werden follen, gelten nur dann für bewilligt, 
wenn keines der ſtimmberechtigten Mitglieder der 
Landes⸗Deputation Widerſpruch erhebt. 

8 4. Koſten ſollen dem Darlehnsſucher aus der 
Einholung der gutachtlichen Aeußerung zu 2 nicht 
entſtehen. 

§ 16. Eine Verpflichtung zur Amortiſierung des 
Darlehns beſteht nur für ſolche hypothekariſche 
Schuldner, deren Darlehne ihrer Höhe nach die in 
den 88 6, 7 und 8 des Regulativs feſtgeſetzte Be⸗ 
leihungsgrenze überſchreiten und zwar ſo lange letzteres 
der Fall iſt. Jedoch ſoll den Schuldnern die Forts 
fegung der Amortiſation freiſtehen. 

Für diejenigen Darlehne dieſer Art, welche zur 
Zeit bereits gewährt ſind, tritt der Amortiſations⸗ 
zwang erſt mit dem 1. Juli 1910 in Kraft und 
kann auf Antrag des Schuldners auf denjenigen 
Teil des Darlehns beſchränkt werden, welcher obige 
Beleihungsgrenze überſchreitet. 

Die Verpflichtung zur Amortiſation — gleichgültig 
ob dieſelbe freiwillig übernommen wird, oder auf 
vorſtehenden Beſtimmungen beruht — iſt ſowohl in 
der Schuldurkunde wie in der Eintragungsformel 
des Hypothekenbriefes ausdrücklich hervorzuheben. 

Sämtliche Korporationen pp. haben die ihnen ge⸗ 
währten Darlehne unbedingt zu amortiſieren. 

Die alljährlich zu zahlende Amortiſationsrate darf 
bei Darlehnen an Korporationen pp nicht weniger 


als 1 Prozent und bei hypothekariſchen Darlehnen 


nicht weniger als ½ Prozent der Darlehnsſumme 


betragen. 
Der ſich anſammelnde Amortiſationsfonds wird 
nach dem für die Ständiſche Sparkaſſe feſtgeſetzten 


Zinsfuß (zur Zeit alljährlich mit 3 Prozent) verzinſt. 


Eine höhere Verzinſung iſt bis zu derjenigen zuläſſig, 
welche für das Darlehn feſtgeſetzt worden iſt. 

Der Anteil eines jeden Darlehnsſchuldners am 
Tilgungsfonds geht mit dem Befig des beliehenen 
Grundſtücks als untrennbares Zubehör desſelben auf 
jeden neuen Erwerber über. Es kann dieſes Gut⸗ 
haben ohne das Grundſtück weder abgetreten noch 
ſonſt über dasſelbe von dem Eigentümer verfügt 
werden. 

Iſt mindeſtens der 10te Teil des Darlehns durch 
Amortiſation getilgt, ſo kann bezüglich des amorti⸗ 
ſierten Teiles löſchungsfähige Quittung oder Zeſſion 
verlangt werden. Eine Rückzahlung des aufgeſam⸗ 
melten Amortiſationsguthabens findet nicht ſtatt, 
dasſelbe wird vielmehr bei der Kapitalsrückzahlung 
in Anrechnung gebracht. 

Denjenigen hypothekariſchen Schuldnern, welche 
ihr Darlehn amortiſieren, ſoll — pünktliche Zins⸗ 
und Amortiſationszahlung vorausgeſetzt — das Dar⸗ 
lehn nur im äußerſten Notfalle und erſt dann ge⸗ 
kündigt werden dürfen, wenn die Zurückziehung aller 
übrigen nicht amortiſierenden Hypotheken⸗Darlehne 
den Geldbedarf zu decken nicht imſtande iſt. 
Lübben, den 19. April 1909. 


(L. S.) 

Sämtliche Stände des Markgraftums Niederlauſitz. 
Der Vorſitzende des Kommunal⸗Landtags. 
gez. Freiherr von Manteuffel. 

Der Landſyndikus der Niederlauſitz. 
gez. von Beſcherer. 


Auf den Bericht vom 27. Juli d. Is. will Ich 
dem wiederbeifolgenden, in Folge Beſchluſſes des 
Kommunallandtages des Markhraftums Niederlauſitz 
vom 19. April d. 38. aufgeftellten vierten Nachtrage 
zu dem Regulative über das bei Bewilligung von 
Darlehen aus den Fonds der Haupt⸗Sparkaſſe des 
Markgraftums Niederlauſitz von der Verwaltungs- 
behörde zu beobachtende Verfahren vom 6. April / 
11. Auguſt 1891 hierdurch Meine Genehmigung 
erteilen. 
An Bord M. Y. „Hohenzollern“ bei Helſingör, 
den 3. Auguſt 1909. 
gez. Wilhelm R. ggez von Moltke. 
An den Miniſter der Innern. 


Vorſtehender Nachtrag wird hierdurch zur öffent⸗ 
lichen Kenntnis gebracht. 

Lübben, den 13. September 1909. 
Landes⸗Deputation des Markgraftums Niederlauſitz. 
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